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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Reinhold Hemker, Horst Sielaff, Brigitte Adler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/6625- 


Berücksichtigung sozialer und ökologischer Mindeststandards in der 
EU-Bananenverordnung 


A. Problem 

Das derzeitige System der Vergabe von Importlizenzen gefährdet 
den freien Handel mit umweit- und sozialverträglich produzierten 
Bananen und deren Marktzugang zum gemeinsamen europäi- 
schen Wirtschaftsraum. 

Daher soll sich die Bundesregierung auf der Grundlage der Ver- 
ordnung des Rates der Europäischen Gemeinschaft über die ge- 
meinsame Marktordnung für Bananen für die Einrichtung eines 
dynamisch steigenden Sonderkontingentes für solche Bananen 
einsetzen, die unter Wahrung sozialer und ökologischer Min- 
deststandards produziert und fair gehandelt werden (Fair-Trade- 
Quote). 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 



Drucksache 13/7571 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/6625- abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 16. April 1997 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Dr. Christian Ruck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7571 


Bericht des Abgeordneten Dr. Christian Ruck 


I. 

Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/ 
6625- wurde in der 154. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 30. Januar 1997 zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitbera- 
tung an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, den Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung, den Ausschuß für wirtschafthche Zusammenar- 
beit und Entwicklung sowie den Ausschuß für die An- 
gelegenheiten der Europäischen Union überwiesen. 

IL 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung am 19. März 1997 mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS beschlossen, 
die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 26. Februar 1997 mit den Stimmen 
der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS beschlossen, die Ablehnung des 
Antrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für wirtschafthche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat in seiner Sitzung am 26. Februar 
1997 mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, bei Abwesenheit der Mitgheder der 
Gruppe der PDS, beschlossen, die Ablehnung des 
Antrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner Sitzung am 12. März 1997 
mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mit- 
gheder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS beschlossen, 
die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

IIL 

Nach Auffassung der antragstehenden Fraktion ge- 
fährdet das derzeitige System der Vergabe von Im- 


portlizenzen den fairen Handel mit umweit- und so- 
zialverträglich produzierten Bananen und deren 
Marktzugang in den gemeinsamen europäischen 
Wirtschaftsraum. Die Situation der Plantagenarbeiter 
und Plantagenarbeiterinnen sowie der kleinbäuerh- 
chen Produzenten in den bananenerzeugenden Dritt- 
staaten habe sich nach Einführung der Marktord- 
nung weiter verschlechtert. Vor ahem in Lateiname- 
rika halte die Schädigung der natürlichen Lebens- 
grundlagen durch die Bananenproduktion weiter an. 
Hinzu kämen die massiven gesundheithchen Schädi- 
gungen der Arbeiterinnen und Arbeiter durch den in 
vielen Fähen unangepaßten Einsatz äußerst toxischer 
Pflanzenschutzmittel. 

Der Antrag zielt darauf ab, die Bundesregierung 
aufzufordern, sich auf der Grundlage der Verord- 
nung (EWG) 404/93 des Rates der Europäischen 
Gemeinschaft vom 12. Februar 1993 über die ge- 
meinsame Marktordnung für Bananen dafür einzu- 
setzen, daß im Rahmen der existierenden Marktord- 
nung für Bananen ein dynamisch steigendes Son- 
derkontingent für solche Bananen eingerichtet wird, 
die unter Wahrung sozialer und ökologischer Min- 
deststandards produziert und fair gehandelt werden 
(Fair-Trade-Quote). Die Fair-Trade- Quote soh für 
Bananen aus ahen Herkunftsländern und für ahe 
Importeure offen sein, sofern die Einhaltung defi- 
nierter sozialer und ökologischer Mindeststandards 
durch unabhängige Zertifizierer bestätigt wird. Die 
Festlegung der entsprechenden Kriterien in Anwen- 
dung der ILO-Konventionen sowie anderer interna- 
tional vereinbarter Richthnien und Verhaltenskodi- 
zes und die Registrierung von Fair-Trade-Produzen- 
ten sohen durch ein Fair-Trade-Registerkomitee er- 
folgen. 

IV 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
52. Sitzung am 16. April 1997 beraten und mit den 
Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS beschlossen, dem Deut- 
schen Bundestag die Ablehnung des Antrages - 
Drucksache 13/6625 - zu empfehlen. 


Bonn, den 16. April 1997 


Dr. Christian Ruck 

Berichterstatter 
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